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Text 

Vorkehrungen des Eisenbahnverkehrsunternehmens 

§ 37a. (1) Ein Eisenbahnverkehrsunternehmen hat Vorkehrungen zur Gewährleistung der Sicherheit 
des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf und des Verkehrs auf den Haupt- oder vernetzten 
Nebenbahnen, die Gegenstand eines Begehrens auf Zuweisung von Zugtrassen sein sollen, zu treffen. 
Diese Vorkehrungen bedürfen der Genehmigung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie. 

(2) Mit dem Antrag um Genehmigung der Vorkehrungen sind vorzulegen: 

 1. Angaben über die die Eisenbahnbediensteten, die Schienenfahrzeuge und den Betrieb von 
Schienenfahrzeugen auf Eisenbahnen betreffenden Regelungen in Technischen Spezifikationen 
für die Interoperabilität, in Bundesgesetzen, in Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen 
ergangen sind oder in sonstigen nationalen Sicherheitsvorschriften und in Bescheiden, mit denen 
eine eisenbahnrechtliche Baugenehmigung, eine Bauartgenehmigung oder eine 
Betriebsbewilligung erteilt wurde sowie Nachweise, die die Einhaltung dieser Regelungen durch 
das Sicherheitsmanagementsystem belegen; 

 2. Angaben zu den verschiedenen Kategorien, zur fachlichen Qualifikation sowie zu Einzelheiten 
zur Ausbildung der Eisenbahnbediensteten, die sich in einem Dienst-, Arbeits- oder 
Auftragsverhältnis zum Eisenbahnverkehrsunternehmen befinden und die Tätigkeiten zur 
Gewährleistung der Sicherheit des Betriebes von Schienenfahrzeugen auf Eisenbahnen und des 
Verkehrs auf Eisenbahnen ausführen, einschließlich von Nachweisen, dass diese 
Eisenbahnbediensteten die Anforderungen der Technischen Spezifikationen für die 
Interoperabilität, soweit solche existieren, und die auf diese Eisenbahnbediensteten 
bezughabenden Bundesgesetze und auf Grund von Bundesgesetzen ergangenen Verordnungen 
erfüllen; 

 3. Angaben zu den Arten und der Wartung der verwendeten Schienenfahrzeuge einschließlich der 
Nachweise, dass diese Schienenfahrzeuge die Anforderungen der Technischen Spezifikationen 
für die Interoperabilität, soweit solche existieren, erfüllen und den auf Schienenfahrzeuge 
bezughabenden Bundesgesetzen und auf Grund von Bundesgesetzen ergangenen Verordnungen 
und einer Bauartgenehmigung entsprechen. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die getroffenen Vorkehrungen geeignet sind, einen 
sicheren Betrieb von Schienenfahrzeugen auf und einen sicheren Verkehr auf den im Abs. 1 angeführten 
Eisenbahnen, die Gegenstand eines Begehrens auf Zuweisung von Zugtrassen sein sollen, zu 
gewährleisten. 
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(4) Das Eisenbahnverkehrsunternehmen hat dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie alle Änderungen des für die erteilte Genehmigung entscheidungsrelevanten Sachverhaltes, 
insbesondere die Einführung neuer Kategorien von Eisenbahnbediensteten und den Einsatz anderer 
Schienenfahrzeugarten, bekannt zu geben. Diesfalls sind die gemäß Abs. 1 getroffenen Vorkehrungen zu 
aktualisieren und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zur Genehmigung 
vorzulegen. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann vom 
Eisenbahnverkehrsunternehmen eine Überprüfung verlangen, wenn eine Änderung in unmittelbar 
anzuwendenden Rechtsvorschriften zu einer wesentlichen Änderung der Anforderungen zur 
Gewährleistung der Sicherheit führt, wie sie für den Betrieb von Schienenfahrzeugen auf und den 
Verkehr auf Haupt- und vernetzten Nebenbahnen bestehen. Die Überprüfung durch das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen hat sich darauf zu richten, ob die gemäß Abs. 1 getroffenen und 
genehmigten Vorkehrungen weiterhin geeignet sind. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hat dem Eisenbahnverkehrsunternehmen zur Überprüfung eine ihrer Art und ihrem Umfang 
angemessene Frist zu setzen. Das Eisenbahnverkehrsunternehmen hat dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie das Ergebnis seiner Überprüfung mitzuteilen. Ist die Eignung der 
Vorkehrungen nicht mehr gegeben, hat das Eisenbahnverkehrsunternehmen geeignete Vorkehrungen zu 
treffen und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zur Genehmigung vorzulegen. 

(6) Im Ermittlungsverfahren können auch Anstalten des Bundes oder eines Bundeslandes, 
akkreditierte Konformitätsbewertungsstellen oder benannte Stellen im Rahmen des fachlichen Umfanges 
ihrer Akkreditierung sowie staatlich autorisierte Anstalten als Sachverständige bestellt werden. 

(7) Werden die gemäß Abs. 1 genehmigten Vorkehrungen vom Eisenbahnverkehrsunternehmen 
nicht oder nicht vollständig getroffen, hat der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
diese Genehmigung mit Bescheid zu entziehen. 


